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Bonn, den 23. Januar 1957 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Einführung der 
Selbstverwaltung auf dem Gebiet der Sozial- 
versicherung und Angleichung des Rechts der 
Krankenversicherung im Land Berlin 
(Selbstverwaltungs- und Krankenversicherungs- 
angleichungsgesetz Berlin — SKAG Berlin) 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung des 
Deutsdien Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit. 

Der Bundesrat hat in seiner 165. Sitzung am 9. November 1956 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Entwurf 
wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. Im übrigen 
hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Einwendungen erhoben. 
Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blüdier 


Druck: Bonner Universitäts-Buöidrudcerel, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Einführung der Selbstverwaltung auf dem Gebiet der Sozial- 
versicherung und Angleichung des Rechts der Krankenversidierung 

im Land Berlin 

(Selbstverwaltungs- und Krankenversicherungsangleichungsgesetz 

Berlin — SKAG Berlin) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 


ERSTER ABSCHNITT 


Einführung der Selbstverwaltung 


§ 1 

Das Selbstverwaltungsgesetz in der Fassung 
vom 1 3. August 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 427) 
und des Gesetzes zur Ergänzung des Selbst- 
verwaltungsgesetzes vom 18. Juni 1953 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 405) sowie des Sozialgerichts- 
gesetzes vom 3. September 1953 (Bundes- 
gesetzbl, I S. 1239) in der Fassung des Gesetzes 
zur Änderung des Sozialgerichtsgesetzes vom 
10. August 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 239) 
wird wie folgt ergänzt: 

Nach § 17 wird folgender § 17 a eingefügt: 

,§ 17 a 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im 
Land Berlin mit folgenden Besonderheiten: 


1. § 4 Abs. 1 Satz 5 gilt in folgender Fassung: 

„Die Wahl erfolgt auf Grund von Vor- 
schlagslisten der unabhängigen Gewerk- 
schaften und selbständigen Vereinigungen 
von Arbeitnehmern mit sozial- oder 
berufspolitischer Zwecksetzung sowie der 
Vereinigungen von Arbeitgebern nach den 
Grundsätzen der Verhältniswahl.“ 

2. § 4 Abs. 1 Satz 9 und 10 und § 18 Abs. 4 
Nr. 3 sind nidit anzuwenden.' 

§ 2 

(1) Bei der ersten Wahl im Land Berlin ist 
nach der Wahlordnung für die Organe der 
Selbstverwaltung auf dem Gebiet der Sozial- 
versicherung (WO-Sozialvers.) vom 14. August 
1952 (Bundesanzeiger Nr. 168 vom 30. August 
1952) zu verfahren. 

(2) Die dem Bundeswahlbeauftragten über- 
tragenen Aufgaben nimmt bei der ersten Wahl 
der Landeswahlbeauftragte wahr. Er bestimmt 
den Zeitpunkt der Wahl. 

(3) Die Amtsdauer der aus dieser Wahl her- 
vorgegangenen Mitglieder der Organe, der 
Versidiertenältesten und Vertrauensmänner 
endet mit der Amtsdauer der Mitglieder der 
Organe, Versichertenältesten und Vertrauens- 
männer, die aus der zweiten Wahl Im übrigen 
Geltungsbereich des Selbstverwaltungsgesetzes 
hervorgehen. 



ZWEITER ABSCHNITT 


Rechtsangleichung 

§ 3 

Die Vorschriften des Ersten und des Zweiten 
Buches der Reichsversicherungsordnung In der 
Fassung der Ersten Verordnung zur Verein- 
fachung des Leistung- und Beitragsrechts in 
der Sozialversicherung vom 17. März 1945 
(Reichsgesetzbl. I S. 41) gelten im Lande Berlin, 
soweit dieses Gesetz nidits anderes bestimmt. 

§ 4 

Für den Umfang und Gegenstand der Ver- 
sicherung gelten die Vorschriften des § 9 Abs. 2 
Satz 2 bis 5 und der §§11 bis 14, 23 bis 28, 30 
und 31 des Gesetzes zur Anpassung des Rechts 
der Sozialversicherung In Berlin an das in der 
Bundesrepublik Deutschland geltende Recht 
vom 3. Dezember 1950 (Verordnungsblatt für 
Berlin I S. 542) in der Fassung des Ersten und 
Zweiten Gesetzes zur Änderung dieses Ge- 
setzes vom 10. August 1951 (Gesetz- und Ver- 
ordnungsblatt für Berlin S. 586) und vom 9. 
März 1954 (Gesetz- und Verordnungsblatt für 
Berlin S. 133), sowie des Gesetzes über die Ein- 
führung einer Einkommensgrenze In der ge- 
setzlichen Krankenversicherung des Landes 
Berlin vom 26. Februar 1953 (Gesetz- und 
Verordnungsblatt für Berlin S. 150), soweit sie 
von den Vorschriften des Zweiten Buches der 
Reichs Versicherungsordnung ab weichen. 

§ 5 

Die Vcrwaltungsaufgaben und -befugnisse, 
die dem Versicherungsamt zustehen, gehen 
auf die nach Landesrecht zu bestimmende Be- 
hörde und, soweit eine solche Bestimmung 
noch nicht getroffen ist, auf die für die Sozial- 
versicherung zuständige oberste Verwaltungs- 
behörde des Landes Berlin über. 


DRITTER ABSCHNITT 

Ü bergan gsvorschr if ten 

§ 6 

Die Krankenversicherungsanstalt Berlin Ist 
eine Ortskrankenkasse Im Sinne des § 225 der 
Reichsversicherungsordnung. Sie erhält die Be- 
zeichnung „Allgemeine Ortskrankenkasse 
Berlin“. 


§ 7 

(1) Die Allgemeine und die besonderen 
Ortskrankenkassen im Land Berlin sowie der 
Verband Berliner Ortskrankenkassen, die nach 
dem 8. Mai 1945 stillgelegt wurden, sind mit 
Inkrafttreten dieses Gesetzes im Land Berlin 
aufgelöst. 

(2) Die nach dem 8. Mai 1945 stillgelegten 
Betriebs- und Innungskrankenkassen Im 
Land Berlin können Ihre Tätigkeit wieder auf- 
nehmen, wenn dies die Mehrheit der für die 
stillgelegte Krankenkasse in Betracht kom- 
menden abstimmenden Arbeitgeber und die 
Mehrheit der In Betracht kommenden abstim- 
menden volljährigen Arbeitnehmer bis zum 
Schluß des dritten auf das Inkrafttreten dieses 
Gesetzes im Land Berlin folgenden Kalender- 
monats bei der für die Sozialversicherung zu- 
ständigen obersten Verwaltungsbehörde des 
Landes Berlin beantragt und diese feststellt, 
daß die finanzielle Leistungsfähigkeit der 
Krankenkasse hinreichend gesichert Ist. 

(3) Wird für eine stillgelegte Betriebs- oder 
Innungskrankenkasse ein Antrag auf Wieder- 
aufnahme ihrer Tätigkeit nicht gestellt, so ist 
die Krankenkasse mit dem Ablauf der An- 
tragsfrist aufgelöst. Wird der Antrag abge- 
lehnt, so ist die Krankenkasse aufgelöst, so- 
bald die Ablehnung unanfechtbar geworden 
ist. Wird dem Antrag entsprochen, so hat die 
entscheidende Stelle den Tag festzusetzen, mit 
dem die Krankenkasse ihre Tätigkeit wieder 
aufnimmt. 

(4) Die für die Sozialversicherung zustän- 
dige oberste Verwaltungsbehörde des Landes 
Berlin trifft auf Vorschlag des für die Kran- 
kenkassenart zuständigen I3undesverbandes im 
Einzelfall die erforderliche vorläufige Rege- 
lung für die Bildung der Organe der Kranken- 
kassen, die ihre Tätigkeit wieder aufnehmen. 

§ 8 

(1) Die freiwillig Weiterversicherten im 
Land Berlin, die einer im Jahre 1945 stillgeleg- 
ten Betriebs- oder Innungskrankenkasse im 
Land Berlin im Zeitpunkt der Stillegung an- 
gehört haben, sind berechtigt, dieser Kranken- 
kasse innerhalb von sechs Monaten nadi der 
Wiederaufnahme ihrer Tätigkeit beizutreten. 
Der Beitritt wird zu Beginn des auf die Bei- 
trittserklärung folgenden Kalenderviertel- 
jahres wirksam. 

(2) Dies gilt entsprechend für freiwillig 
Weiterversicherte im Land Berlin, die in dem 
in Absatz 1 genannten Zeitpunkt im Land 
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Berlin einer Ersatzkasse angehört haben. Mit 
der Wiederaufnahme in die Ersatzkasse treten 
diese Versicherten in ihre Rechte, die sie aus 
einer Zusatzversicherung erworben hatten, 
wieder ein. 


§ 9 

(1) Das Vermögen (Eigentum und alle son- 
stigen Vermögensrechte) der nach den Vor- 
schriften dieses Gesetzes aufgelösten Kranken- 
kassen und des Verbandes Berliner Ortskran- 
kenkassen sowie die nach dem 8. Mai 1945 für 
diese Kassen oder diesen Verband erworbenen 
Vermögensrechte gehen mit dem Tage der 
Auflösung auf die Allgemeine Ortskranken- 
kasse Berlin über. 

(2) Absatz 1 gilt auch für Rechte, die durch 
Gesetz für unübertragbar oder nur auf Grund 
besonderer Vereinbarungen für übertragbar 
erklärt sind. 

(3) Verfügungen, die vor dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes über die in den Absätzen 1 und 
2 genannten Gegenstände getroffen sind, blei- 
ben wirksam. 

(4) Dingliche Rechte an Grundstücken und 
sonstigen Sachen und Rechten bleiben be- 
stehen. 


§ 10 

(1) Die Verbindlichkeiten der nach den 
Vorschriften dieses Gesetzes aufgelösten Kran- 
kenkassen und des Verbandes Berliner Orts- 
krankenkassen gehen mit dem Tage der Auf- 
lösung auf die Allgemeine Ortskrankenkasse 
Berlin über. 

(2) Durch den Schuldübergang werden, ab- 
gesehen von der Änderung in der Person des 
Schuldners, die Rechte des Gläubigers, insbe- 
sondere seine Ansprüche gegen einen Bürgen, 
sowie seine Rechte aus einem Pfandrecht, einer 
Hypothek oder einer sonstigen Sicherheit 
nicht berührt; § 418 des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs findet keine Anwendung. 


§ 11 

Das im Land Berlin belegene Vermögen (§ 9 
Abs. 1) und die Verbindlichkeiten der Lichter- 
felder Ersatzkasse gehen mit dem Tage des In- 
krafttretens dieses Gesetzes im Land Berlin 
auf die Deutsche Angestelltenkrankenkasse 
über. § 9 Abs. 2 bis 4 und § 10 Abs. 2 gelten 
entsprechend. 


§ 12 

Soweit das Eigentum an einem Grundstück 
nach den §§ 9 und 11 übergeht, genügt zum 
Nachweis des Übergangs des Eigentums ge- 
genüber dem Grundbuchamt eine Bescheini- 
gung der Aufsichtsbehörde. Dies gilt für son- 
stige im Grundbuch eingetragene Rechte ent- 
sprechend. 

§ 13 

Gerichtsgebühren und andere Abgaben, die 
aus Anlaß und in Durchführung der Vor- 
schriften der §§ 9 bis 11 entstehen, werden 
nicht erhoben; bare Auslagen bleiben außer 
Ansatz. 

§ 14 

(1) Die Treuhandschaft des Bundes und des 
Landes Berlin an dem Vermögen der nach dem 
8. Mai 1945 im Land Berlin stillgelegten und 
nach den Vorschriften dieses Gesetzes auf- 
gelösten Kn.nkenkassen und des Verbandes 
Berliner Ortskrankenkassen erlischt mit dem 
Tage der Auflösung. 

(2) Die Treuhandschaft des Bundes und des 
Landes Berlin an dem Vermögen der nach dem 
8. Mai 1945 stillgelegten Krankenkassen, die 
ihre Tätigkeit nach den Vorschriften dieses 
Gesetzes wieder aufgenommen haben, erlischt 
mit dem Tag der Wiederaufnahme ihrer Tätig- 
keit. 

(3) Die Treuhandschaft des Bundes und 
des Landes Berlin an dem im Land Berlin be- 
legenen Vermögen der Lichterfelder Ersatz- 
kasse erlischt mit dem Tage des Inkrafttretens 
dieses Gesetzes im Land Berlin. 

S 15 

( 1 ) Innungskrankenkassen mit Sitz im Land 
Berlin und Ersatzkassen, die Versicherte von 
der Allgemeinen Ortskrankenkasse Berlin 
übernehmen, haben durch die Abgabe der Ver- 
sicherten freiwerdende Arbeitnehmer der All- 
gemeinen Ortskrankenkasse Berlin einzustel- 
len. Freiwerdende Arbeitnehmer sind in der 
Regel in einer Zahl einzustellen, die mit 400 
vervielfacht zumindest die Zahl der übernom- 
menen Versicherten erreichen muß. Für das 
Arbeitsverhältnis des einzustellenden Arbeit- 
nehmers bei der zur Einstellung verpflichteten 
Krankenkasse gelten mindestens die bisherigen 
oder gleichwertige Bedingungen; insbesondere 
darf das bisherige Arbeitsentgelt nicht gemin- 
dert werden. 
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(2) Über die einzustellenden Arbeitnehmer 
sollen sich die beteiligten Krankenkassen eini- 
gen. Kommt eine Einigung nicht zustande, so 
entscheidet die für die Sozialversicherung zu- 
ständige oberste Verwaltungsbehörde des 
Landes Berlin. 

(3) Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für 
Arbeitgeber, für deren Betrieb eine Betriebs- 
krankenkasse besteht oder errichtet wird, 
deren Bereich sich auf das Land Berlin erstreckt 
oder auf das Land Berlin erstreckt wird. 

§ 16 

Soweit bei der Allgemeinen Ortskranken- 
kasse Berlin sieben vom Hundert des Grund- 
lohnes als Beiträge und das das gesetzliche 
Rücklagesoll übersteigende Vermögen nicht 
ausreichen, um die Aufrechterhaltung der nach 
den gesetzlichen Vorschriften und der Kassen- 
satzung zulässigen Leistungen zu gewährlei- 
sten, hat das Land Berlin bis zum Schluß des 
Kalenderjahres 1958 die erforderlichen Zu- 
schußbeträge aus eigenen Mitteln aufzubrin- 
gen. Bis zu diesem Zeitpunkt erstreckt sich die 
Aufsicht über die Allgemeine Ortskranken- 
kasse Berlin auch auf Fragen der Zweckmäßig- 
keit. 


VIERTER ABSCHNITT 
Änderung von Vorschriften 

§ 17 

§ 124 Satz 1 des Gesetzes zur Ordnung des 
Handwerks (Handwerksordnung) vom 17. 
September 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1411) 
erhält folgende Fassung: 

„Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im 
Land Berlin." 

§ 18 

Folgende Vorschriften werden geändert: 

1. In Artikel 3 des Gesetzes über Kassenarzt- 
recht vom 17. August 1955 (Bundesgesetzbl. 


I S. 513) und in Artikel 4 Buchstabe a des 
Gesetzes über die Verbände der gesetzlichen 
Krankenkassen und der Ersatzkassen vom 
17. August 1955 (Bundesgesetzbl, I S. 524) 
wird das Wort „Krankenversicherungsan- 
stalt“ durch die Worte „Allgemeine Orts- 
krankenkasse" ersetzt. 

2. In § 1 Abs. 1 der Verordnung über die 
Durchführung der Meldepflicht gemäß § 24 
des Kündigungsschutzgesetzes vom 16. Sep- 
tember 1954 (Bundesanzeiger Nr. 181 vom 
21. September 1954) fallen die Worte „(Im 
Lande Berlin bei der Krankenversicherungs- 
anstalt Berlin)" und die Worte „im Lande 
Berlin nach den für Ortskrankenkassen vor- 
gesehenen Mustern)" weg, 

3. In § 1 Abs. 1 Nr. 1 der Verordnung über die 
Vergütung der Krankenkassen für die Ein- 
ziehung der Beiträge zur Bundesanstalt für 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenver- 
sicherung vom 29. Oktober 1955 (Bundes- 
anzeiger Nr. 214 vom 4. November 1955) 
fallen die Worte „und die Krankenversiche- 
rungsanstalt Berlin“ weg. 

4. § 27 Abs. 2 des Gesetzes über die Verwal- 
tung der Deutschen Bundespost (Postver- 
waltungsgesetz) vom 24. Juli 1953 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 676) fällt weg. 


FÜNFTER ABSCHNITT 


Sdilußvorschriften 


§ 19 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl, I S. 1) auch 
im Land Berlin. 


§ 20 

Dieses Gesetz tritt am Ersten des auf die 
Verkündung folgenden Kalendervierteljahres 
in Kraft. 



Begründung 


A. Allgemeines 

Während die Besonderheiten, die sich auf dem 
Gebiet der Sozialversicherung nach dem Zu- 
sammenbruch in den Westzonen und ihren 
Ländern entwickelten, verhältnismäßig gering- 
fügig waren, hatte sich Berlin von dem frühe- 
ren, für das ganze ehemalige Reichsgebiet ein- 
heitlidi geltenden Sozialversicherungsrecht 
weit entfernt. Am 14. Juli 1945 erließ der da- 
malige Berliner Magistrat eine Anordnung, 
die ein völlig neues System der Sozialversidie- 
rung schuf. Sämtliche in Berlin gelegenen So- 
zialversicherungsträger wurden stillgelegt und 
ihr Vermögen treuhänderischer Verwaltung 
unterworfen, insbesondere die verschiedenen 
Krankenkassen, die Berufsgenossenschaften, 
die Landesversicherungsanstalt Berlin, die 
Reichsversicherungsanstalt für Angestellte und 
die Reichsknappschaft. An ihre Stelle trat als 
alleiniger Versicherungsträger die Versiche- 
rungsanstalt Berlin (VAB). Der Versicherungs- 
pflicht gegen Krankheit, Unfall, Invalidität 
und Alter wurden alle Arbeitnehmer mit Ein- 
schluß der öffentlichen Bediensteten ohne 
Rücksidit auf die Höhe ihres Arbeitseinkom- 
mens und alle Selbständigen, die nicht mehr 
als 5 Personen beschäftigten, unterworfen. An 
die Stelle der selbständigen Zweige der Sozial- 
versicherung (Krankenversicherung, Unfall- 
versicherung, Rentenversicherungen) trat eine 
Einheitsversicherung, an die Stelle der bishe- 
rigen unterschiedlichen Beiträge in den ein- 
zelnen Versicherungszweigen ein Einheitsbei- 
trag, aus dem sämtliche Leistungen der Sozial- 
versicherung und die Verwaltungskosten zu 
bestreiten waren. Die bisherigen Bestimmun- 
gen über die Leistungen aus der Sozialversiche- 
rung wurden sehr weitgehend geändert. 

Die Bestrebungen zur Wiederherstellung der 
Rechtseinheit nach der Errichtung der Bun- 
desrepublik führten im Jahre 1952 dazu, daß 
die Unfallversicherung völlig, die Rentenver- 
sicherung nahezu völlig materiell und organi- 
satorisch wieder dem Bundesrecht angeglichen 
wurden. Besonderheiten in erheblichem Um- 
fange bestehen aber noch immer auf dem 
Gebiete der Krankenversicherung. Die wich- 
tigste darunter ist, daß cs in der Kranken- 
versicherung noch immer nur einen einzigen 
Versicherungsträger, die VAB, Jetzt KVAB 
(Krankenversicherungsanstalt Berlin) genannt, 
gibt. 

Eine weitere bedeutsame Abweichung von 
dem im Bundesgebiet geltenden Recht liegt in 


dem Umstand, daß in Berlin das Gesetz über 
Selbstverwaltung und über Änderungen von 
Vorschriften auf dem Gebiet der Sozialver- 
sicherung (GSv.) in der Fassung vom 13. 
August 1952 (BGBl I S. 427) nidit gilt. Die 
beiden Berliner Sozialversicherungsträger, die 
KVAB und die Landcsversicherungsanstalt 
Berlin, werden immer noch von provisorischen 
Vorständen verwaltet, die nicht gewählt, son- 
dern auf Grund von Vorschlagslisten der Ge- 
werkschaften und der Arbeitgeberverbände 
je zur Hälfte aus den Kreisen der Arbeit- 
nehmer und der Arbeitgeber vom Senator für 
Arbeit und Sozialwesen in Berlin bestellt wor- 
den sind. 

Die Rechtseinheit durch Angleichung des Ber- 
liner Rechts an das im Bundesgebiet geltende 
auch auf dem Gebiet der Selbstverwaltung und 
der Organisation der Krankenkassen wieder- 
herzustellen, unternimmt dieser Gesetzent- 
wurf. Auf dem Gebiet der Selbstverwaltung 
geschieht die Angleidiung dadurdi, daß dem 
Selbstverwaltungsgesetz des Bundes eine 
Berlin-Klausel angefügt wird, um auf diese 
Weise seine Inkraftsetzung in Berlin zu ermög- 
lichen, Die Angleichung in der OrganisatioJi 
der Krankenkassen wird im wesentlichen da- 
durch herbeigeführt, daß die Vorschriften des 
Ersten und Zweiten Buches der Reichsversiche- 
rungsordnung unter gleichzeitiger Aufrecht- 
crhaltung der landesrechtlichen Abweichun- 
gen, die bezüglich des Umfangs und des Ge- 
genstandes der Versicherung bestehen, auf das 
Land Berlin erstreckt und außerdem für die 
stillgelegten Betriebs- und Innungskranken- 
kassen ähnlidie Regelungen für die Wieder- 
aufnahme ihrer Tätigkeit geschaffen werden, 
wie sie die Vorschriften des § 18 Abs. 4 Nr. 3 
des Selbstverwaltungsgesetzes für geschlossene 
Krankenkassen vorschen. 


B, Im einzelnen 

ZUM ERSTEN ABSCHNITT 

Zu § 1 

a) § 17 a Nr. 1 

Die Vorschrift weicht vom Bundesrecht durch 
die Einfügung des Wortes „unabhängigen" ab. 
Sie bezweckt, die Wahlen und die Tätigkeit 
der Organe von Unruhen freizuhalten, die im 
Hinblick auf die besondere Situation Berlins 
und ihre politischen Spannungen unvermeid- 





lidi sind, wenn das Vorschlagsrecht ohne diese 
Änderung übernommen würde. Ob Unab- 
hängigkeit besteht, ist unter Berücksichtigung 
sämtlicher Umstände des Einzelfalles zu be- 
urteilen. 

b) § 17 a Nr. 2 

Die Vorschrift über die Nichtanwendung des 
§ 4 Abs. 1 Satz 9 und 10 dient dem gleichen 
Zweck wie die in § 17 a Nr. 1 getroffene Rege- 
lung. 

Anstelle der für nicht anwendbar erklärten 
Vorschriften des § 18 Abs. 4 Nr. 3 wurde eine 
den besonderen Verhältnissen des Landes Ber- 
lin Rechnung tragende Regelung im Gesetz 
selbst aufgenommen (§ 7). 

Zu § 2 

Um die Einheitlichkeit der Durchführung der 
Wahlen sicherzustellen, sieht § 11 Abs. 2 Satz 1 
GSv. den Erlaß von Richtlinien für die ein- 
zelnen Zweige der Sozialversicherung durch 
den Bundeswahlbeauftragten vor. Der Bundes- 
wahlbeauftragte trifft, soweit erforderlich, für 
die erstmalige Wahl auch die der Satzung vor- 
behaltenen Bestimmungen (§11 Abs. 2 Satz 3 
GSv.). Diese Aufgaben nimmt nach dem Ent- 
wurf bei den ersten Wahlen in Berlin, die 
bundesunmittelbare Versicherungsträger nicht 
betreffen, der Landeswahlbeauftragte wahr, 
der auch den Zeitpunkt der Wahl bestimmt. 
Die Amtsdauer der Mitglieder der Organe, der 
Versichertenältesten und der Vertrauens- 
männer beträgt 4 Jahre und endet ohne Rück- 
sicht auf den Zeitpunkt der Durchführung der 
Wahlen jeweils mit dem Schluß des 4. Kalen- 
derjahres (§ 2 Abs. 11 Satz 1 GSv.). Die Amts- 
dauer der ans den ersten Wahlen Im Bundes- 
gebiet hervorgegangenen Organmitglieder 
endet am 31. Dezember 1957. Da die ersten 
Wahlen in Berlin alsbald durchgeführt werden 
sollen, es andererseits aber unzweckmäßig 
wäre, bereits bei den nächsten im Bundesgebiet 
stattfindenden Wahlen auch im Land Berlin 
wieder zu wählen, ist vorgesehen, Berlin erst 
bei den dritten Wahlen im Bundesgebiet in 
den allgemeinen Wahlturnus einzubeziehen. 
Der Entwurf sieht daher die Erstreckung der 
Amtsdauer der aus den ersten Wahlen in Ber- 
lin hervorgegangenen Organmitglieder bis 
zum Ablauf der Amtsdauer der aus den zwei- 
ten Wahlen im Bundesgebiet hervorgegange- 
nen Organmitglieder vor. § 11 Abs. 10 Satz 1 
GSv. findet dementsprechend bei der Durch- 
führung der zweiten Wahlen im Bundesgebiet 
auf die Berliner Versidierungsträger keine An- 
wendung. 


ZUM ZWEITEN ABSCHNITT 

Zu § 3 

Im Land Berlin wurden bisher die Vorschrif- 
ten der genannten Bücher der Reichsversiche- 
rungsordnung nur teilweise unmittelbar, im 
übrigen nur ergänzend angewendet. Die Vor- 
schrift soll klarstellen, daß zukünftig diese 
Bücher auch für das Land Berlin die Rechts- 
grundlage sind, von der nur abgewichen wer- 
den kann, soweit dieses Gesetz nichts anderes 
bestimmt. 

Die die Reichs Versicherungsordnung ändernde 
Erste Verordnung zur Vereinfachung des Lei- 
stungs- und Beitragsrechts in der Sozialver- 
sicherung vom 17. März 1945 (RGBl. I S. 41) 
hat nicht mehr im gesamten Bundesgebiet ein- 
heitlich Geltung erlangt. Für das Land Berlin 
mußte daher ausdrücklich bestimmt werden, 
daß die Vorschriften der Reichsversicherungs- 
ordnung in der Fassung dieser Verordnung 
gelten. 

Zu § 4 

Die Vorschrift bezweckt, den Umfang und 
Gegenstand der Krankenversicherung im Land 
Berlin grundsätzlich unverändert zu lassen. 
Durch die Neuorganisation der Krankenver- 
sicherung soll eine Schlechterstellung der Ver- 
sicherten, die sich Insbesondere aus der vom 
Bundesgebiet abweichenden Regelung des Lei- 
stungsrechts Im Land Berlin im Einzelfall etwa 
ergeben konnte, vermieden werden. Mit der 
Nichtaufnahme des § 29 des Gesetzes zur An- 
passung des Rechts der Sozialversicherung In 
Berlin an das in der Bundesrepublik Deutsch- 
land geltende Recht vom 3. Dezember 1950 
(Verordnungsbl. für Berlin I S. 542) wird klar- 
gestellt, daß künftig auch im Land Berlin für 
Versicherte, die Arbeitsentgelt erhalten, die 
im § 189 RVO getroffenen Regelungen über 
die Beitragskürzung zu gelten haben, weil das 
geringere Versicherungsrisiko durch geringere 
Beltragsleistung ausgeglichen werden muß. 

Zu § 5 

Die Vorschrift bestimmt die Dienststelle, die 
die Aufgaben und Befugnisse übernimmt, die 
nach dem Ersten und Zweiten Buch der Reichs- 
versicherungsordnung das Versicherungsamt 
hat, solange dieses im Land Berlin nicht er- 
richtet ist. 

ZUM DRITTEN ABSCHNITT 
Zu § 6 

Die Wiedereinführung der gegliederten Kran- 
kenversicherung macht die Errichtung einer 
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Allgemeinen Ortskrankenkasse In Berlin er- 
forderlich. Der Entwurf trägt dem Rechnung, 
indem er die KV AB in eine Allgemeine Orts- 
krankenkasse umwandelt. Wie sich aus der 
Fassung ergibt, ist damit keine Änderung in 
der Eigenschaft der Krankenversicherungsan- 
stalt Berlin als Rechtsträger verbunden. 


Zu § 7 

Für den Fortbestand der im Absatz 1 bezeich- 
neten Einrichtungen besteht eine Notwendig- 
keit nicht mehr. Sie sind daher in dem ge- 
nannten Zeitpunkt aufgelöst. 

Die Regelung im Absatz 2 und 3 gibt der nach 
dem 8. Mai 1945 stillgelegten Betriebs- und 
Innungskrankenkasse in Anlehnung an die im 
Bundesgebiet für geschlossene Krankenkassen 
geltende Regelung des § 18 Abs. 4 Nr. 3 des 
Selbstverwaltungsgesetzes die befristete Mög- 
lichkeit, die Wiederaufnahme ihrer Tätigkeit 
zu beantragen. Außerdem wird klargestellt, 
daß bei Versäumnis der Antragsausschlußfrist 
oder Ablehnung des Antrags die Krankenkasse 
in dem näher bestimmten Zeitpunkt erlischt. 
Bei antragsgemäßer Entscheidung muß gleidi- 
zeitig der Tag der Wiederaufnahme der Tätig- 
keit der Krankenkasse festgesetzt werden. 

Absatz 4 entspricht der Regelung im § 18 
Abs. 4 Nr. 3 achter Unterabsatz des genannten 
Gesetzes. 

Zu § 8 

Die Vorschrift gibt den freiwillig Versicherten 
der Betriebs- und Innungskrankenkassen, die 
ihre Tätigkeit wieder aufgenommen haben, 
die Möglichkeit, zu ihrer Krankenkasse zu- 
rüdizukehren. Die gleiche Möglichkeit wird 
den Weiterversicherten solcher Ersatzkassen 
gegeben, die für den Bezirk zugelassen sind, in 
dem das Land Berlin gelegen Ist. 


Zu § 9 

Die Vorschrift bestimmt, an wen und wann 
das Vermögen der aufgelösten Krankenkassen 
übergeht. Wegen der Fassung dieser Vor- 
schriften wird auf entsprechende Regelungen 
im Artikel 4 § 5 Abs. 1, 3 und 4 des Gesetzes 
über Kassenarztrecht vom 17. August 1955 
(BGBl. I S. 513) und auf die Regelungen im 
Artikel 3 § 4 des Gesetzes über die Verbände 
der gesetzlichen Krankenkassen und der Er- 
satzkassen vom 17. August 1955 (BGBl. I 
S. 524) verwiesen. 


Zu § 10 

Der Übergang der Verbindlichkeiten wird in 
entsprechender Weise geregelt wie der Über- 
gang des (aktiven) Vermögens. Wegen der 
Fassung des Absatzes 2 wird auf die gleich- 
lautenden Vorschriften im Artikel 4 § 6 Abs. 2 
des Gesetzes über Kassenarztrecht und im Ar- 
tikel 3 § 7 Abs. 3 des Gesetzes über die Ver- 
bände der gesetzlichen Krankenkassen und der 
Ersatzkassen verwiesen. 

Zu § 11 

Das in Berlin belegene Vermögen der Lichter- 
felder Ersatzkasse wird auf die Deutsche An- 
gestelltenkrankenkasse übertragen, mit der die 
Lichterfelder Ersatzkasse verschmolzen wurde. 
Der Verschmelzungsvertrag vom 30. Juni 1951 
nimmt die Rechtsverhältnisse der Lichter- 
felder Ersatzkasse, soweit sie sich auf Berlin 
beziehen, von der vertraglichen Abmachung 
aus. Durch Absatz 2 wird nun auch insoweit 
die Verschmelzung vollzogen. 

Zu§ 12 

Die Vorschrift vereinfacht das Grundbuch- 
berichtigungsverfahren. Durch die Einschal- 
tung der Aufslditsbehörde ist sichergestellt, 
daß insbesondere geprüft wird, wer als Eigen- 
tümer nach den §§ 9 und 11 In Betracht 
kommt. 

Zu§ 13 

Die Gebührenfreiheit entspricht der Übung 
bei Vermögensübergängen innerhalb der 
öffentlichen Hand. 

Zu § 14 

Die Treuhandschaft des Bundes und des Landes 
Berlin an dem Vermögen der genannten Kran- 
kenkassen erlischt mit dem gleichen Tage, an 
dem das Vermögen nach §§ 9 und 11 über- 
geht. Damit erlangt der Eigentümer die volle 
Verfügungsmacht. 

Soweit eine Treuhandschaft des Bundes und 
des Landes Berlin an dem in Berlin belegenen 
Vermögen der Ersatzkassen besteht, die nun- 
mehr ihre Tätigkeit nach Maßgabe des Zweiten 
Buches der Reichsversicherungsordnung wie- 
der auf das Land Berlin erstrecken, bedurfte es 
der Aufnahme besonderer Bestimmungen In 
diesem Gesetz nicht. In diesen Fällen erlangen 
die betreffenden Ersatzkassen mit der nach In- 
kraftreten dieses Gesetzes vorzunehmenden 
Aufhebung der Treuhandschaft wieder die 
volle Verfügungsmacht. 
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Zu § 15 

Zur Entlastung der Allgemeinen Ortskranken- 
kasse Berlin, die im Zuge der Neuorganisation 
der Krankenversicherung voraussichtlidi einen 
nicht unbeträchtlichen Teil ihres Versicherten- 
bestandes verlieren wird, ist ein Personalaus- 
gleich zwischen ihr und den Krankenkassen, 
die von ihr Versicherte übernehmen, unerläß- 
lich. Diese Krankenkassen werden daher zur 
Übernahme freiwerdender Arbeitnehmer der 
Allgemeinen Ortskrankenkasse Berlin in 
einem Ausmaß verpflichtet, das dem des in- 
folge des Versichertenabgangs für diese Kran- 
kenkasse erforderlichen Personalabbaues ent- 
spricht. 

Begründet wird das Arbeitsverhältnis zwi- 
schen dem einzustellenden Arbeitnehmer und 
der zur Einstellung verpflichteten Kranken- 
kasse nach den hierfür geltenden allgemeinen 
Vorschriften des Arbeitsrechts. Durch die Vor- 
schrift über die Mindestbedingungen, die für 
dieses Arbeitsverhältnis gelten, ist auch hin- 
sichtlich der Kündigungsfristen, Entlassungs- 
möglichkeiten, Urlaubsverhältnisse usw. die 
Gewähr geboten, daß keine Schlechterstellung 
eintritt. 

Um die zur Einstellung verpflichteten Kran- 
kenkassen vor einer negativen Qualitätsaus- 
lese zu schützen, entscheidet bei Nichteinigung 
über die Person des zu Übernehmenden die für 
die Sozialversicherung zuständige oberste Ver- 
waltungsbehörde des Landes Berlin. 

Zu § 16 

Die Vorschrift über die Garantieleistung des 
Landes Berlin stellt sicher, daß etwaige finan- 


zielle Schwierigkeiten, die sich in der Über- 
gangszeit für die Allgemeine Ortskranken- 
kasse Berlin aus der Neuorganisation der 
Krankenversicherung wider alles Erwarten 
doch ergeben sollten, für die Versicherten auf 
keinen Fall zur Minderung der Leistungen 
oder Erhöhung der Beitragssätze führen. Der 
Garantieträger selbst wird während dieser Zeit 
durch eine im Umfang verstärkte Aufsicht ge- 
schützt. 


ZUM VIERTEN ABSCHNITT 
Zu § 17 

Die derzeitige Fassung der Berlin-Klausel der 
Handwerksordnung steht nicht im Einklang 
mit der Konzeption dieses Entwurfs. Sie ist 
deshalb entsprechend zu ändern. 

Zu § 18 

Die in den genannten Gesetzen und Verord- 
nungen enthaltenen Berlin-Klauseln werden 
den Vorschriften dieses Gesetzes entsprechend 
geändert. 


ZUM FÜNFTEN ABSCHNITT 
Zu §§ 19 und 20 

Die übliche Berlin-Klausel; Inkrafttreten. 
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Anlage 2 


Der Präsident des Bundesrates 


Berlin, den 9. November 1956 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Auf das Schreiben vom 18. Oktober 1956 - 7 - 81 000 - 3075/56 
beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 165. Sitzung 
am 9. November 1956 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes 
beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Gesetzes zur Einführung der 
Selbstverwaltung auf dem Gebiet der Sozial- 
versicherung und Angleichung des Rechts der 
Krankenversicherung im Land Berlin 
(Selbstverwaltungs- und Krankenversicherungs- 
angleidiungsgesetz Berlin — SKAG Berlin) 

wie aus der Anlage ersichtlidi Stellung zu nehmen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung 
bedarf, 

Dr, Sieveking 
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Stellungnahme des Bundesrates 


L Empfehlung 

Der Bundesrat empfiehlt der Bundesregierung, 
den Gesetzentwurf beim Bundestag erst einzu- 
bringen, wenn das Gesetz über die Gleich- 
stellung aller Arbeitnehmer im Krankheitsfall 
— Änderung des § 616 BGB — (Druck- 
sache 1704) verabschiedet ist. 

Begründung 

Die Annahme des oben bezeichneten Gesetzes 
würde eine Änderung des § 189 RVO not- 
wendig machen, weil die Weiterzahlung des 
Arbeitsentgelts im Krankheitsfall bei der Fest- 
setzung des allgemeinen, für alle Arbeitnehmer 
geltenden Beitragssatzes berücksichtigt werden 
muß. Da Berlin gegenwärtig einen gekürzten 
Beitrag nach § 189 RVO nicht kennt, müßte 
vor Verabschiedung des Gleichstellungs- 
gesetzes die bisherige bundesgesetzliche Rege- 
lung zunächst in Berlin eingeführt und danach 
wieder geändert werden. Außerdem würde die 
Änderung des § 616 BGB die finanzielle Lage 
der Allgemeinen Ortskrankenkasse Berlin 
wesentlich beeinflussen und damit für die 
Garantieleistung des Landes Berlin nach § 16 
des Entwurfs von Bedeutung sein. 

11. Änderungsvorschläge 

1. In § 1 Satz 1 sind nach den Worten “(Bun- 
desgesetzbl. I S. 239)“ die Worte „und des 
Dritten Gesetzes zur Änderung des Selbst- 
verwaltungsgesetzes vom (Bun- 

desgesetzbl. IS )“ 

einzufügen. 

Begründung 

Inzwischen ist das Dritte Gesetz zur Ände- 
rung des Selbstverwaltungsgesetzes von den 
gesetzgebenden Körperschaften verabschie- 
det worden (vgl. Drucksache 2616). Auch 
dieses Gesetz, das keine Berlin-Klausel 
enthält, muß nunmehr in Berlin eingeführt 
werden. 


2. § 2 erhält folgende Fassung: 

2 

Die erste Wahl im Land Berlin findet gleich- 
zeitig mit der zweiten Wahl der Organe im 
Bundesgebiet statt.“ 

Begründung 

Es ist der übereinstimmende Wunsch der für 
die Aufstellung der Vorschlagslisten für die 
Wahl der Organe in Berlin hauptsächlich in 
Betracht kommenden Sozialpartner (Deut- 
scher Gewerkschaftsbund — Landesbezirk 
Berlin — , Deutsche Angestellten-Gewerk- 
schaft — Landesverband Berlin — und 
Zentralstelle der Berliner Arbeitgeber-Ver- 
bände), daß die ersten Wahlen In Berlin 
gleichzeitig mit denen im Bundesgebiet 
stattfinden. Die in § 2 des Entwurfs vor- 
gesehene Zwischenwahl soll deshalb in Ber- 
lin ausfallen. 

3. § 4 erhält folgende Fassung: 

„§ 4 

Die Vorschriften des § 9 Abs. 2 Satz 2 bis 5, 
der §§11 bis 14, des § 16 Abs. 3, des § 18 
Abs. 1, der §§ 23 bis 31 sowie des § 69 des 
Gesetzes zur Anpassung des Recdits der 
Sozialversicherung in Berlin an das in der 
Bundesrepublik Deutschland geltende Recht 
vom 3. Dezember 1950 (Verordnungsblatt 
für Berlin I S. 542) in der Fassung des Ersten 
und Zweiten Gesetzes zur Änderung dieses 
Gesetzes vom 10. August 1951 (Gesetz- und 
Verordnungsblatt für Berlin S. 586) und 
vom 9. März 1954 (Gesetz- und Verord- 
nungsblatt für Berlin 1954 S. 133) sowie des 
Gesetzes über die Einführung einer Ein- 
kommensgrenze in der gesetzlichen Kran- 
kenversicherung des Landes Berlin vom 26. 
Februar 1953 (Gesetz- und Verordnungs- 
blatt für Berlin S. 150) gelten, soweit sie von 
den Vorschriften des Zweiten Buches der 
Reichsversicherungsordnung abweichen.“ 
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Begründung 

Die Eingangsworte des Entwurfs „Für den 
Umfang und Gegenstand der Versicherung“ 
können zu Mißverständnissen Anlaß geben, 
weil sie sich nur auf den Ersten und Zweiten 
Abschnitt des Zweiten Buches der RVO be- 
ziehen. Die für Berlin vorzusehenden Aus- 
nahmen betreffen aber auch den Vierten 
Abschnitt (Verfassung) und den Sechsten 
Abschnitt (Aufbringung der Mittel) des 
Zweiten Buches der RVO. 

Die im Entwurf aufgeführten Vorschriften 
des Berliner Sozialversicherungs- Anpas- 
sungsgesetzes bedürfen noch folgender Er- 
gänzungen: 

a) Aufrechterhalten werden muß § 16 Abs. 3 
des Berliner Sozialversicherungs-Anpas- 
sungsgesetzes, der die Beitragsbemessungs- 
grenze von 20 DM für den Kalendertag fest- 
legt. 

b) Ferner muß § 18 Abs. 1 des Berliner Sozial- 
versicherungs-Anpassungsgesetzes bestehen 
bleiben, der die Beitragspflicht der Haus- 
gewerbetreibenden und Zwischenmeister 
regelt, für die es an einer bundeseinheit- 
lichen Regelung fehlt, nachdem Artikel 15 
der Vereinfachungsverordnung vom 17. 
März 1945 (RGBl. I S. 41) die §§ 441 bis 
475 a der RVO geändert bzw. ersatzlos ge- 
strichen hat. 

Auch § 69 des Berliner Sozialversicherungs- 
Anpassungsgesetzes muß aufrechterhalten 
werden, weil sonst eine Ermächtigung zu 
einer satzungsmäßigen Meldebestimmung 
für die Hausgewerbetreibenden und Zwi- 
schenmeister fehlt. 

c) Außerdem ist § 29 des Berliner Sozialver- 
sicherungs - Anpassungsgesetzes eingefügt 
worden, der die Gewährung von Kranken-, 
Haus- und Tasdiengeld bei Weiterzahlung 
des Gehaltes aussdiließt und eine Kürzung 
der Beiträge untersagt. Diese Bestimmung 
wünscht der Senat von Berlin so lange bei- 
zubehalten, bis das im Ersten Absdinitt er- 
wähnte Gleichstellungsgesetz eine Neurege- 
lung trifft. 

4. § 9 erhält folgenden Absatz 5: 

„(5) Eine Vermögensauseinandersetzung 
zwischen der Allgemeinen Ortskranken- 
kasse Berlin und den wieder zugelassenen 
Kassen findet nicht statt.“ 

Begründung 

Die Ergänzung dient der Klarstellung. 


5. § 15 Abs. 1 

a) Satz 1 erhält folgende Fassung: 
„Innungskrankenkassen mit Sitz im Land 
Berlin, die Versidierte von der Allgemeinen 
Ortskrankenkasse Berlin übernehmen, und 
Ersatzkassen, zu denen Berliner Versicherte 
übertreten, haben durch die Abgabe der 
Versicherten frei werdende Arbeiter der All- 
gemeinen Ortskrankenkasse Berlin einzu- 
stellen.“ 

Begründung 

Die Ersatzkassen übernehmen nidit wie die 
Betriebs- und Innungskrankenkassen ge- 
schlossen Versicherte der Allgemeinen Orts- 
krankenkasse Berlin. In die Ersatzkassen 
treten vielmehr Versicherte auf Grund ihrer 
persönlichen Entsdiließung über. 

b) Folgender Satz 4 wird angefügt: 

„Im übrigen sind auf die einzustellenden 
Arbeitnehmer die Vorschriften des Kapitels 
V §§ 22 bis 29 des Gesetzes zur Änderung 
von Vorschriften auf dem Gebiete des all- 
gemeinen Beamten-, des Besoldungs- und 
des Versorgungsrechts vom 30. Juni 1933 
(Reidisgesetzbl. I S. 433) in der Bundesfas- 
sung vom 24. Juni 1951 (Bundesgesetzbl. I 
S. 87,97) entsprechend anzuwenden.“ 

Begründung 

Um einen reibungslosen Übergang des Per- 
sonals von der Allgemeinen Ortskranken- 
kasse Berlin zu den übernehmenden Kassen 
zu gewährleisten, erscheint die vorgesdila- 
gene Regelung zweckmäßig. Die Gültigkeit 
des oben bezeichneten Gesetzes hat der Bun- 
desgerichtshof in seinem Urteil vom 10. Juli 
1952 (Neue Juristische Wochenschrift S. 
1139) anerkannt. Dieses Gesetz ist auch in 
§ 16 des Gesetzes über die Errichtung der 
Bundesversicherungsanstalt für Angestellte 
vom 7. August 1953 (Bundesgesetzbl. I vS. 
857) für anwendbar erklärt worden. 

6. § 16 erhält folgende Fassung: 

4 16 

Soweit bei der Allgemeinen Ortskranken- 
kasse Berlin sieben vom Hundert des 
Grundlohnes als Beiträge und das das ge- 
setzliche Rücklagesoll übersteigende Ver- 
mögen nicht ausreichen, um die Aufrecht- 
erhaltung der nach den gesetzlichen Vor- 
schriften und der Kassensatzung zulässigen 
Leistungen zu gewährleisten, hat das Land 
Berlin bis zum Schluß des Kalenderjahres 
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1961 die erforderlidien Zuschußbeträge aus 
eigenen Mitteln aufzubringen. Bis zu die- 
sem Zeitpunkt erstreckt sidi die Aufsicht 
über die Allgemeine Ortskrankenkasse Ber- 
lin auch auf Fragen der Zweckmäßigkeit." 

Begründung 

Die Garantieleistung des Landes Berlin für 
die Allgemeine Ortskrankenkasse Berlin soll 
nach dem Entwurf eintreten, wenn der bis- 
herige Beitragssatz von 7 v. H. und das das 
Rücklagesoll übersteigende Vermögen nicht 
zur Aufrechterhaltung der Leistungen aus- 
reichen. 

Die im Entwurf vorgesehene zeitliche Be- 
grenzung der Garantiepflicht des Landes 
Berlin auf den 31. Dezember 1958 ist zu 
kurz. In diesem Zeitraum, der nach § 20 des 
Entwurfs höchstens 1^ Jahre umfaßt, kann 
sich der Abgang von Mitgliedern von der 
Allgemeinen Ortskrankenkasse Berlin zu 
den Sonderkassen noch nicht hinreichend 
auswirken, weil die Wiederzulassung bzw. 
die Neuerrichtung der Betriebs- und In- 
nungskrankenkassen eine gewisse Zeit erfor- 
dert. Die Befristung der Garantie auf den 
31. Dezember 1958 würde deshalb praktisch 
bedeutungslos sein. Es ist deshalb nötig, 
einen späteren Zeitpunkt zu bestimmen, 
und zwar den 31. Dezember 1961. Das be- 
deutet einen Zeitraum von 3 Jahren, weil 
die beiden ersten Jahre für eine Inanspruch- 
nahme der Garantie des Landes Berlin noch 
nicht in Betracht kommen. 

7. § 18 Nr. 2 und 3 werden gestrichen. 
Begründung 

Durch diese beiden Bestimmungen sollen 
zwei Rechtsverordnungen geringfügig ge- 
ändert werden. Es ist weder erforderlich 


noch üblich und grundsätzlich bedenklich, 
Rechtsverordnungen durch ein Gesetz zu 
ändern, wenn die Ermächtigungsgrundlage 
für die Rechtsverordnung noch in Kraft ist 
und diese daher auf dem Verordnungswege 
geändert werden kann. Bei einem derartigen 
Verfahren besteht die Gefahr, daß die 
Rechtsverordnungen, ohne daß dies aus der 
Ermächtigungsgrundlage zu erkennen ist, 
durch den Gesetzgeber ganz oder teilweise 
festgelegt und damit für den Verordnungs- 
geber gesperrt werden. 


8. § 18 erhält folgende Nr. 5: 

„5. Artikel 3 Nr. 4 des Gesetzes über Kran- 
kenversicherung der Rentner vom 12. 
Juni 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 500) er- 
hält folgenden Satz 2: 

,Der Antrag ist innerhalb von fünf Monaten 
nach Inkrafttreten des Gesetzes zu stellen.'“ 

Begründung 

Nach Artikel 2 § 1 des Gesetzes über Kran- 
kenversicherung der Rentner vom 12. Juni 
1956 (BGBl. I S. 500) können am 1. August 
1956 Rentenberechtigte bis zum 31. Dezem- 
ber 1956 die Mitgliedschaft bei der Kasse 
beantragen, der sie während der letzten fünf 
Jahre vor Stellung des Rentenantrages min- 
destens 52 Wochen angehört haben. Diese 
Antragsfrist ist beim Inkrafttreten des 
SKAG bereits abgelaufen, so daß eine neue 
Frist für Berlin bestimmt werden muß. Da 
die Frist nach dem Gesetz über Kranken- 
versicherung der Rentner 5 Monate beträgt, 
ist für Berlin die gleiche Frist zu wählen. 
Die Ergänzung soll In Nr. 4 der Berlin- 
Klausel des Gesetzes über Krankenversiche- 
rung der Rentner (Artikel 3) vorgenommen 
werden. 


13 



Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zur Stellungnahme des Bundesrates 


1. Der Empfehlung des Bundesrates, den vor- 
liegenden Gesetzentwurf beim Bundestag 
erst nach Verabschiedung des Gesetzes über 
die Gleidistellung aller Arbeitnehmer im 
Krankheitsfall — BT-Drucksadie 1704 — 
einzubringen, kann nicht gefolgt werden. 
Eine Änderung des § 189 RVO, der durch 
den Entwurf im Lande Berlin in Kraft ge- 
setzt werden soll, würde durch Annahme 
des vorbezeichneten Gesetzes nicht not- 
wendig werden, weil auch danach noch eine 
unterschiedliche Dauer des Bezugs von 
Arbeitsentgelt während der Krankheit bei 
der Bemessung des Beitragssatzes berück- 
sichtigt werden muß. Die Staffelung der 
Beiträge kann durch einfache Satzungs- 
änderung erfolgen. Die Einführung der 
Änderung des § 616 BGB wird die finan- 
zielle Lage der Allgemeinen Ortskranken- 
kasse Berlin deswegen nicht wesentlich be- 
einflussen, weil sie andererseits auch zu Ein- 
sparungen bei den Ausgaben für Kranken- 
geld führt. 


II. Den Änderungsvorschlägen in Ziffer 1, 4, 
7 und 8 wird zugestimmt. 

Bezüglich der übrigen Änderungsvorschläge 
gilt folgendes: 


Zu Nr. 2: 

Nach dem Änderungsvorschlag würden Wah- 
len zu den Selbstverwaltungsorganen im Lande 
Berlin erstmalig im Jahre 1958 stattfinden. 
Demgegenüber sollte dem Regierungsentwurf 
der Vorzug gegeben werden, der einen bald- 
möglichen Ersatz der bestellten durch gewählte 
Organe vorsieht. 


Zu Nr. 3: 

Der Aufnahme des § 16 Abs. 3 des Berliner 
Sozialversicherungs- Anpassungsgesetzes in den 
§ 4 der Gesetzesvorlage kann nur dann zuge- 
stimmt werden, wenn der dem Bundestag vor- 
liegende Entwurf eines Vierten Gesetzes über 
Änderungen und Ergänzungen von Vorschrif- 
ten des Zweiten Buches der Reichsversiche- 
rungsordnung (Zweites Einkommensgrenzen- 
gesetz) — BT-Drucksache 2721 — , der eine 
Erhöhung der Beitragsbemessungsgrenze auf 
20 DM für den Kalendertag vorsieht, erst nach 
dem vorliegenden Entwurf verabschiedet wer- 
den sollte. 

Der Aufnahme des § 29 des Berliner Sozial- 
versicherungs-Anpassungsgesetzes in den § 4 
der Gesetzesvorlage kann nicht zugestimmt 
werden. Nach der durch die Gesetzesvorlage 
beabsichtigten Angleichung an den Rechtszu- 
stand im Bundesgebiet sollen nur die für den 
Versicherten günstigeren Bestimmungen des 
Landes Berlin weiter Geltung haben. Zu diesen 
gehört der § 29 des Berliner Sozialversiche- 
rungs-Anpassungsgesetzes nicht, weil er ent- 
gegen der im § 189 RVO getroffenen Rege- 
lung eine Beitragskürzung bei Fortzahlung des 
Arbeitsentgelts im Krankheitsfall ausschließt 
und damit den im Bundesgebiet geltenden 
Grundsatz einer risikogerechten Beitrags- 
bemessung verletzt. 

Im übrigen wird dem Vorschlag, § 18 Abs. 1 
und § 69 des Berliner Sozialversicherungs-An- 
passungsgesetzes In § 4 der Gesetzesvorlage 
aufzunehmen, zugestimmt. 

Zu Nr. 5 Buchstabe a: 

Dem Vorschlag wird zugestimmt mit der Maß- 
gabe, daß in der vorgeschlagenen Fassung an- 
stelle des Wortes „Arbeiter“ das Wort 
„Arbeitnehmer“ tritt. 


14 



Zu Nr. 5 Buchstabe b: 

Die vorgesdilagene Einfügung erscheint über- 
flüssig, aber auch rechtlich bedenklidi. Sie er- 
übrigt sidi, weil die in § 15 des Gesetzentwurfs 
vorgesehene Regelung keine Lücke läßt und 
die Rechte der zu übernehmenden Arbeit- 
nehmer ausreidiend sidierstellt. Rechtlich be- 
denklich erscheint sie deshalb, weil die ent- 
sprediende Anwendung bestimmter Vor- 
schriften des Kapitels V des genannten Ge- 
setzes zu nicht vertretbaren Eingriffen in die 
Rechte der Arbeitnehmer führen würde. So 
würde z. B. ein Arbeitnehmer der Allgemeinen 
Ortskrankenkasse Berlin auf Grund des § 23 
a. a. O. zum Übertritt zu einer anderen Kran- 
kenkasse verpflichtet sein und, im Falle seiner 
Weigerung überzutreten, seine Rechtstellung 
als Arbeitnehmer kraft Gesetzes verlieren. Ab- 
gesehen davon, daß durch eine solche Bestim- 
mung in das Recht zur Kündigung und in den 
Kündigungsschutz eingegriffen würde, dürfte 
sie auch mit dem in Artikel 12 Abs. 1 des 


Grundgesetzes verankerten Grundsatz der 
freien Arbeitsplatzwahl in Widerspruch 
stehen. 

Im übrigen sind aber auch in dem in der Be- 
gründung des Bundesrates genannten Gesetz 
über die Errichtung der Bundesversicherungs- 
anstalt für Angestellte vom 7. August 1953 
(BGBl. I S. 857) die in der vorgeschlagenen Ein- 
fügung genannten gesetzlichen Vorschriften 
nur für Beamte, nicht aber auch für Arbeit- 
nehmer als anwendbar erklärt worden. 

Zu Nr. 6: 

Die Ausdehnung der Garantiefrist über den in 
der Gesetzesvorlage vorgesehenen Termin 
(31. Dezember 1958) hinaus erscheint nicht ge- 
rechtfertigt, da angenommen werden muß, 
daß die sich aus einer Veränderung des Ver- 
sichertenbestandes bei der AOK Berlin etwa 
ergebenden Schwierigkeiten bis zum 31. De- 
zember 1958 überwunden sein können. 
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